
4. Unter Umständen wie denen des Ausgangsrechtsstreits steht das 
Unionsrecht der Vergabe einer Konzession für eine öffentliche 
Dienstleistung betreffend eine Anlage ohne Ausschreibung nicht 
entgegen, sofern diese Vergabe dem Transparenzgrundsatz genügt, 
dessen Beachtung, ohne notwendigerweise eine Verpflichtung zur 
Vornahme einer Ausschreibung zu umfassen, einem Unternehmen, 
das in einem anderen Mitgliedstaat als dem, zu dem die konzes­
sionserteilende Behörde gehört, niedergelassen ist, ermöglichen 
muss, vor der Vergabe Zugang zu angemessenen Informationen 
über diese Konzession zu erhalten, so dass dieses Unternehmen 
gegebenenfalls sein Interesse am Erhalt dieser Konzession hätte 
bekunden können, was zu prüfen Sache des vorlegenden Gerichts 
ist. 

( 1 ) ABl. C 295 vom 29.9.2012. 

Urteil des Gerichtshofs (Achte Kammer) vom 7. November 
2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Hoge Raad der 
Nederlanden — Niederlande) — Jan Sneller/DAS 
Nederlandse Rechtsbijstand Verzekeringsmaatschappij NV 

(Rechtssache C-442/12) ( 1 ) 

(Rechtsschutzversicherung — Richtlinie 87/344/EWG — Art. 
4 Abs. 1 — Freie Wahl des Rechtsanwalts durch den Ver­
sicherungsnehmer — Klausel in den auf den Vertrag anwend­
baren allgemeinen Geschäftsbedingungen, wonach rechtlicher 
Beistand in Gerichts- und Verwaltungsverfahren durch einen 
Arbeitnehmer des Versicherers gewährleistet ist — Erstattung 
der Kosten für rechtlichen Beistand durch einen externen 
Rechtsvertreter nur, wenn der Versicherer es für erforderlich 
hält, die Bearbeitung der Angelegenheit einem externen 

Rechtsvertreter anzuvertrauen) 

(2014/C 9/18) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Jan Sneller 

Beklagte: DAS Nederlandse Rechtsbijstand Verzekeringsmaat­
schappij NV 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Hoge Raad der Nederlanden — 
Niederlande — Auslegung von Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie 
87/344/EWG des Rates vom 22. Juni 1987 zur Koordinierung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Rechtsschutz­
versicherung (ABl. L 185, S. 77) — Freie Wahl des Anwalts 
durch den Versicherten 

Tenor 

1. Art. 4 Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 87/344/EWG des Rates 
vom 22. Juni 1987 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften für die Rechtsschutzversicherung ist dahin aus­
zulegen, dass er dem entgegensteht, dass ein Rechtsschutzversiche­
rer, der in seinen Versicherungsverträgen festlegt, dass rechtlicher 
Beistand grundsätzlich von seinen Mitarbeitern gewährt wird, sich 
darüber hinaus ausbedingt, dass die Kosten für rechtlichen Bei­
stand durch einen vom Versicherungsnehmer frei gewählten 
Rechtsanwalt oder Rechtsvertreter nur dann übernahmefähig sind, 
wenn der Versicherer der Ansicht ist, dass die Bearbeitung der 
Angelegenheit einem externen Rechtsvertreter übertragen werden 
muss. 

2. Für die Antwort auf die erste Frage ist nicht von Bedeutung, ob 
nach nationalem Recht in dem betreffenden Gerichts- oder Ver­
waltungsverfahren rechtlicher Beistand vorgeschrieben ist oder 
nicht. 

( 1 ) ABl. C 9 vom 12.1.2013. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 7. November 
2013 (Vorabentscheidungsersuchen der Cour constitution­
nelle — Belgien) — Institut professionnel des agents im­
mobiliers (IPI)/Geoffrey Englebert, Immo 9 SPRL, Grégory 

Francotte 

(Rechtssache C-473/12) ( 1 ) 

(Verarbeitung personenbezogener Daten — Richtlinie 
95/46/EG — Art. 10 und 11 — Informationspflicht — 
Art. 13 Abs. 1 Buchst. d und g — Ausnahmen — Tragweite 
der Ausnahmen — Für die Überwachungsstelle eines regle­
mentierten Berufs tätige Privatdetektive — Richtlinie 

2002/58/EG — Art. 15 Abs. 1) 

(2014/C 9/19) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Cour constitutionnelle 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Institut professionnel des agents immobiliers (IPI) 

Beklagte: Geoffrey Englebert, Immo 9 SPRL, Grégory Francotte 

Beteiligte: Union professionnelle nationale des détectives privés 
de Belgique (UPNDP), Association professionnelle des in­
specteurs et experts d’assurances ASBL (APIEA), Conseil des 
ministres
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